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Zu dem Ersuchen des Deutschen Bundestages betreffend die Zoll- 
befreiung für Betriebsstoffe der Landkraftfahrzeuge — Drucksache 

2161 — darf ich für die Bundesregierung auf folgendes hinweisen : 

1. Nach der ursprünglichen Regelung des § 134 Abs. 1 Nr. 1 der 
Allgemeinen Zollordnung (AZO) blieben die im Hauptbehälter 
von im Inland beheimateten Kraftfahrzeugen aus dem Ausland 
eingeführten Kraftstoffe bis zu einer Menge von 20 Litern zoll- 
frei. Eine Ausnahme bestand für den Fall, daß sich bei der 
Ausreise eine größere Menge im Hauptbehälter befand und dies 
bei der Wiedereinfuhr durch Vorlage eines Kraftstoffausweises 
nach gewiesen wurde (§ 134 Abs. 2 Nr. 1 AZO). Einer Anre- 
regung der Wirtschaftskommission für Europa (ECE) folgend 
und darüber hinausgehend wurde durch Erlaß vom 1. Dezem- 
ber 1951 — III Z 2281 - 31/51 — (Bundeszollblätt S. 627) 
die Abgabenfreiheit auf eine Menge von 50 Litern ausgedehnt. 

Diese Maßnahme wirkte sich jedoch im Laufe der Zeit in immer 
stärkerem Maße zum Nachteil des inländischen Tankstellenge- 
werbes in den grenznahen Gebieten aus. Die Inhaber dieser 
Tankstellen beklagten teilweise Umsatzrückgänge bis zu 50 v. H. 
Das war zu einem nicht geringen Teil darauf zurückzu führen, 
daß die in Grenznahe wohnenden Fahrzeuginhaber häufig nur 
deshalb Fahrten ins Ausland unternahmen, um dort die von den 
Abgaben befreite Menge Betriebsstoffe zu tanken und daneben 
die Freimengen an sonstigen Waren einzu kaufen. 

Nach der ’ Erhöhung der Steuersätze für Mineralöle durch das 
Verkehrsfinanzgesetz vergrößerte sich das bisherige Gefälle der 
Mineralölpreise zum Ausland noch mehr. Es war daher zu 
befürchten, daß dadurch^der Anreiz verstärkt wurde, Tankfahrten 
in das benachbarte Ausland zu unternehmen, womit ein weiterer 
Umsatzrückgang für das Tankstellengewerbe in den grenznahen 
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Gebieten verbunden gewesen wäre. Dem konnte wirksam nur 
durch eine Herabsetzung der bisherigen Freimenge für inländische 
Kraftfahrzeuge begegnet werden. Das ist durch Erlaß vom 
26. April 1955 — III B/l - Z 2281 - 11/55 — (Bundeszollblatt 
S. 344) geschehen, wonach nunmehr 25 Liter (anstatt ursprünglich 
20 Liter) abgabenfrei gelassen werden. 

Unberührt hiervon blieben die im großen Reiseverkehr eingehen- 
den ausländischen Kraftfahrzeuge. Bei diesen ist nach wie vor 
der gesamte Inhalt der im Hauptbehälter eingebrachten Kraft- 
stoffe abgabenfrei. Hiervon sind lediglich ausgenommen die aus- 
ländischen Lastkraftwagen, bei denen wegen der z. T. übergroßen 
Kraftstoffbehälter mit einem Fassungsvermögen bis zu 800 Litern 
die Abgabenfreiheit begrenzt ist, und zwar auf 100 Liter bei 
solchen von 3 bis 5 t Ladefähigkeit und auf 150 Liter bei 
schwereren Wagen. Diese Mengen reichen im allgemeinen aus, 
um eine Fahrstrecke bis zu 500 km zurückzulegen. 

Für inländische Kraftfahrzeuge gilt danach zur Zeit folgendes: 
Abgabenfrei gelassen wird die gleiche Kraftstoffmenge, die im 
Hauptbehälter ausgeführt wurde. Ohne Rücksicht auf die ausge- 
führte Menge bleiben allgemein 25 Liter [Kraftstoff abgabenfrei. 
Das bedeutet, daß z. B. bei einem Personenkraftwagen, der mit 
vollem Tankinhalt ausreist, die gleiche Menge Kraftstoff bei der 
Wiedereinreise abgabenfrei gelassen wird. Für einen Personenkraft- 
wagen, der nur mit 5 Litern Tankinhalt ausreist, können dagegen 
25 Liter Kraftstoff abgabenfrei eingeführt werden. Diese Menge 
dürfte in jedem Falle dazu ausreichen, den Anschluß an das in- 
ländische Tankstellennetz zu finden. 

2. In dem Ersuchen des Deutschen Bundestages — Drucksache 2161 — 
wird nunmehr u. a. vorgeschlagen, sogenannte Tankfahrten dadurch 
zu verhindern, daß die Freimengen nur in den Fällen auf 25 Liter 
begrenzt werden, in denen der Fahrer Anlaß zum Verdacht einer 
Tankfahrt gegeben hat. Gegen diesen Vorschlag bestehen jedoch 
folgende Bedenken: 

Bereits nach der jetzigen Regelung des § 134 Abs. 1 Satz 4 AZO 
wird den aus dem Ausland zurückkehrenden Kraftfahrzeughaltern 
keine Zollbefreiung gewahrt, wenn feststeht öder mit Sicherheit 
anzunehmen ist, daß, eine Tankfahrt vorliegt. Es hat sich aber in 
langjähriger Praxis gezeigt, daß diese Vorschrift nicht geeignet ist, 
sogenannte Tankfahrten zu verhindern, denn der Nachweis, daß 
eine Fahrt ins Ausland nur zum Tanken von Betriebsstoffen 
unternommen worden ist, ist nur in den seltensten Fällen zu 
erbringen. 

Vor allen Dingen erscheint es aber aus Gründen der Gleichbe- 
handlung aller Steuerpflichtigen und vom Standpunkt der prak- 
tischen Durchführung bedenklich, die Zollbefreiung oder ihre 
Höhe von dem Vorliegen eines bloßen Verdachts abhängig zu 
machen, denn ob ein Zollbeamter einen Fahrer für verdächtig 
hält oder nicht, hängt weitgehend von seiner subjektiven Einstellung 
und seiner Mentalität ab. Den Abfertigungsbeamten müssen für 
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ihre Entscheidungen klar erkennbare objektive Normen an die 
Hand gegeben werden. Deshalb sollten Zollbefreiungen in der 
Regel und insbesondere dort, wo es gilt, schnelle Entscheidungen 
zu treffen, nur von objektiven Merkmalen abhängig gemacht 
werden. Das für die Bemessung der Freimenge vorgeschlagene, 
von der subjektiven Auffassung des Beamten abhängige Merkmal 
des Verdachtes ist daher für die Praxis wenig geeignet, weil es 
eine gleichmäßige Behandlung der Reisenden nicht gewährleistet 
und Unsicherheiten in sich birgt, die Anlaß zu unliebsamen Aus- 
einandersetzungen zwischen den Zollbeamten und den Zollbctei- 
ligren geben und zu Verzögerungen der Zollabfertigung, und 
zwar nicht nur der Betroffenen, führen würden. Dies dürfte aber 
kaum im Sinne des Ersuchens liegen, da der europäische Kraft- 
wagenverkehr dadurch nicht beschleunigt sondern eher behindert 
und damit verlangsamt würde. 

3. Dem Ersuchen, die Prüfung der Kraftstoffbehälter beim Über- 
schreiten der Grenze auf Verdachtsfälle zu beschränken, ist im 
Ergebnis bereits dadurch weitgehend Rechnung getragen worden, 
daß die Zollstellen schon jetzt angewiesen sind, bei der Bemes- 
sung der Freimengen großzügig zu verfahren und die Über- 
prüfung des Tankinhalts, die ohnehin nur stichprobenweise vor- 
genommen werden kann, im wesentlichen auf Fahrzeughalter, 
für die nach den Umständen Tankfahrten lohnend sind, zu 
beschränken und andere Reisende nach Möglichkeit unbehelligt 
zu lassen. Gegen eine Verwirklichung des darüberhinausgehenden 
Ersuchens bestehen jedoch Bedenken. Nach den Vorschriften der 
Abgabenordnung haben die Zollstellen alle steuerpflichtigen Fälle 
zu erforschen und von Amts wegen die tatsächlichen und recht- 
lichen Verhältnisse zu ermitteln, die für die Steuerpflicht und 
die Bemessung der Steuer wesentlich sind. Diese Ermitt- 
lungspflicht besteht allgemein und ist nicht auf Personen beschränkt, 
die Anlaß zu dem Verdacht geben, daß 'sie einer Steuerpflicht 
unterliegen. Eine über die bestehende Anordnung hinausgehende 
Einschränkung des Prüfungsrechts wäre daher mit der steuer- 
lichen Ermittlungspflicht, die in § 204 Abs. 1 der Reichsab- 
gabenordnung gesetzlich festgelegt ist, nicht vereinbar. 

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß die Handhabung 
der derzeitigen Regelung, soweit bekannt geworden, bisher zu 
einer Behinderung des grenzüberschreitenden Verkehrs nicht 
geführt und zu berechtigten Beschwerden keinen Anlaß gegeben 
hat. 

Ich hoffe, Sie mit diesen Ausführungen davon überzeugt zu haben, 

daß die gegenwärtige Regelung dem Sinn und Zweck des Ersuchens 

(Förderung des europäischen Kraftfahrzeugverkehrs) mehr entspricht 

als die vorgeschlagene Abänderung. 


Schaffer 



